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daß das Geſetz die Gerechtſame zum Gewerbebetriebe als etwas anſieht, 


Inhalt. das an die Perſon des Trägers gebunden iſt und mit derſelben er⸗ 

ueber die Frage der Zuläſſigkeit des Afterpachtes bei den Ge— löſchen ſoll. Wenn nun gleichwohl ein ſtellvertretungsweiſer Betrieb 
werben. Von Dr. Valentin Po gatſchnigg. durch einen anderen, ſei dieſer nun ein eigentlicher Stellvertreter oder 
Mittheilungen aus der Praxis: ein Pächter, geſtattet worden war, ſo müſſen gewichtige Gründe ge⸗ 
Zum Begriffe eines Beamten im Sinne des Strafgeſetzes. werbepolitiſcher Natur vorhanden geweſen ſein, welche ein Abgehen von 
Bei der Heeresergänzung verwendeter Civilarzt als Subject des Verbrechens jenem einmal angenommenen Grundſatze nothwendig machten. Es 
der Geſchenkannahme in Amtsſachen. ($ 104 St. G.) iſt nicht ſchwer zu errathen, welcher Art nun dieſelben waren. 


Die Verleumdung { eines k. k. Gendarmen durch Andichtung der Trunkenheit im Einem Gewerbsmanne kann es nämlich unter beſtimmten Verhält⸗ 
60209 E. 0 den Thatbeſtand des Verbrechens der Verleumdung niſſen unmöglich oder doch ſchwierig werden, fein Gewerbe ſelbſt 
Genen. fortzuſetzen, bei deſſen Etablirung ein beträchtliches Capital in Anlage 
euren. und Maſchinen inveſtirt worden war, und wobei er außerdem noch 
ed a . einen Vorrath von Roh⸗ und Hilfsſtoffen wie bereits ſertigen Waaren 
beſitzt. Nach einiger Zeit wird er vielleicht wieder in die Lage kommen, 

den Betrieb ſelbſt in die Hand zu nehmen, während er unter den 
augenblicklichen Verhältniſſen keine andere Wahl hat, als das Geſchäft 
ſtehen zu laſſen oder alles mit Schaden zu veräußern. Für einen An⸗ 
fänger dagegen mag es wieder vortheilhaft und darum wünſchenswerth 
ſein, in ein bereits im Gange befindliches wohleingerichtetes Geſchäft 
einzutreten und dasſelbe wenn auch nur für die kurze Zeit eines Jahres 
auf eigene Rechnung zu betreiben; das fremde Geſchäſt kann zufällig 
noch auf einem günſtigen Standorte gelegen ſein und ſich eines wohl⸗ 
begründeten Ruſes erfreuen. Bei der unbedingten Durchführung jenes 
Grundſatzes der perſönlichen Ausübung wäre es nun unmöglich, daß 
das wechſelſeitige Intereſſe beider, des capitalbeſitzenden bereits etablirten 
Geſchäftsmannes und des capitalloſen aber geſchickten und unternehmenden 
Anfängers ihre Rechnung fänden. Es war alſo nur ein Gebot der 
Fürſorge für das Gewerbe überhaupt, wenn man das Princip wieder 
in der Richtung durchbrach, daß man einen ſtellvertretungsweiſen Be⸗ 
trieb zuließ. Dieſe Abſicht des Geſetzgebers nun zugeſtanden und vor⸗ 
ausgeſetzt, muß aber folgerichtig weiter angenommen werden, daß der 
Geſetzgeber keine nur ſcheinbare Stellvertretung, ſondern eine ſolche ge⸗ 
meint und zugelaſſen habe, die wirklich platzgreift und daß ihm nichts 
ferner gelegen haben könne, als mit deren Geſtaltung auch eine Praxis 
zu ſanctioniren, welche zum Gedeihen der Gewerbe nicht erforderlich 
iſt und wodurch anderſeits das Princip des perſönlichen Betriebes 
gänzlich bei Seite geſchoben würde. Dieſe beiden letzten Bedenken 
machen ſich nun gegen das Afterpachtverhältniß in energiſcher Weiſe 
geltend. Die Stellvertretung des unmittelbar Berechtigten durch einen 
Afterpächter iſt nämlich ſür das Gewerbe eher abträglich als förderlich. 
Bei der Weiterverpachtung eines gepachteten Gewerbes bleibt das Intereſſe 
des Eigners zumeiſt außer Betracht, denn dasſelbe wäre ja befriedigt, 
wenn das Geſchäft überhaupt durch den aufgenommenen Pächter in Betrieb 
erhalten wird. Für dieſen aber handelt es ſich gar nicht um den un⸗ 
mittelbaren Betrieb und einen Ertrag aus demſelben, er will vielmehr 
nur eine Speculation mit dem Gewerbe machen und dabei profitiren. 
) Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Verwaltung, Jahrgang 1877, Nr. 28, S. 110 Für den Ir Afterpacht eingehenden Anfänger wieder hat das Geſchäft 
a 111. nur geringen, meiſt aber gar keinen Vortheil, indem er dafür ja einen um 


Ueber die Frage der Buläfigkeit des Afterpachtes bei 
den Gewerben. 


Von Dr. Valentin Pogatſchnigg. 


Ungeachtet des verhältnißmäßig langen Zeitraumes, während 
deſſen die Gewerbeordnung in Kraft ſteht, gehen heute die Anſichten 
der Praxis über die Zuläſſigkeit des Afterpachtes bei den Gewerben 
noch ſtark auseinander. Während in den unteren Inſtanzen dieſe Trans⸗ 
action hier als zuläſſig angeſehen, dort wieder nicht geſtattet wird, 
vertreten die Landesſtellen zumeiſt die ſtrengere Auffaſſung, daß es 
nicht erlaubt ſei, gepachtete Gewerbe weiterhin in Afterpacht zu geben. 
Seitens der oberſten Eentralſtelle wieder iſt vor nicht gar langer Zeit 
erſt eine Entſcheidung erfloſſen, worin der Grundſatz zum Ausdrucke 
gelangt, daß „der Aſterpacht eines Gewerbes, ſelbſtverſtändlich gegen 
Anzeige des zu genehmigenden Pächters, nicht unzuläſſig ſei“ ). Die 
ganze Frage kann alſo zur Stunde noch als eine offene angeſehen werden. 
Es iſt ſomit Grund genug, an dieſem Orte den Gegenſtand einer. 
theoretiſchen Unterſuchung zu unterziehen, um durch dieſelbe ſowie die 
etwa daran ſich knüpfende Discuſſion der endlichen Löſung der Frage 
in die Hände zu arbeiten. 

Nachdem eine eigene directe Beſtimmung über den Aſterpacht 
in der Gewerbeordnung vom 20. December 1859 nicht enthalten iſt, 
ſo kann nur durch Folgerung aus dem Geiſte und Wortlaute dieſes 
Geſetzes erſchloſſen werden, ob und wie weit derſelbe zuläſſig ſei. 

Zunächſt ſei der Geiſt des Geſetzes beſchworen, um kei ihm Aus⸗ 
kunft zu ſuchen. 

Aus den einzelnen Beſtimmungen der Gewerbeordnung, nament⸗ 
lich aber den Vorſchriften des § 59 derſelben geht deutlich hervor, 
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den Gewinn des Pächters erhöhten, durch keine von dieſem vorgenommene 
Betriebsverbeſſerung gerechtfertigten, vielleicht geradezu unerſchwinglichen 
Pachtſchilling zu zahlen hat. Wie in dem Verhältniſſe des italieniſchen 
Colonats der Colone, iſt der Afterpächter nur das Opferlamm, welches 
der Pächter auf dem Altare ſeines Jutereſſes ſchlachtet. — Durch die 
Zulaſſung des Afterpachtes würde aber auch das Princip des perſön⸗ 
lichen Betriebes geradezu illuſoriſch gemacht. Nachdem eine Grenze nicht 
gezogen wird, ſo geht hier die Ausübung des Rechtes zum Gewerbe 
von dem Pächter auf den Afterpächter, von dieſem auf einen weiteren 
Afterpächter über und kommt ſchließlich, wenn eine noch längere Kette 
von Zwiſchenperſonen paſſirend, wahrſcheinlichen Falles bei einer Per⸗ 


ſönlichkeit an, welcher der effective Betrieb gar nicht mehr möglich wäre, 


wenn ſie ſich nicht wirthſchaftlich zu Grunde richten wollte. 

Was foeben aus dem Geiſte und der Tendenz des Geſetzes ent- 
wickelt wurde, ſtellt ſich aber auch in der unzweideutigſten Weiſe als 
eine Eonſequenz der einfachen Verbalinterpretation des Geſetzes dar: 

Der diesfalls maßgebende § 58 der Gewerbeordnung enthält die 
Beſtimmung: „Jeder Gewerbetreibende kann ſein Gewerbe auch durch 
einen Stellvertreter ausüben oder dasſelbe verpachten“. Nachdem das 
Wörtchen „dasſelbe“ andeutet, daß die Wortverbindung „ſein Gewerbe“ 
als Object auch zu dem zweiten Verbum „verpachten“ bezogen werden 
muß, jo iſt mit obiger Vorſchrift klar und deutlich gejagt, daß nur 
das eigene Gewerbe verpachtet werden könne. Das Eigenthum an 
einem Gewerbe hat aber nur jener, welcher dieſes zur Anmeldung ge⸗ 
bracht oder im Falle es zu den conceſſionirten gehört, dafür die Con⸗ 
ceſſion erwirkt hat. Wer nicht das ganze und volle Eigenthum beſitzt, 
kann demnach jene erwähnten Handlungen nicht vornehmen und die 
etwa vorgenommenen entbehren der rechtlichen Wirkung. Der Pächter 
beſitzt nun dieſes Eigenthumsrecht nicht; denn er nützt nur eine fremde 
Befugniß gegen ein an deren Inhaber zu entrichtendes Entgelt auf Zeit 
zu ſeinem Vortheile aus; deßhalb erſcheint er auch bei Zuſtimmmung 
des Eigners gewerberechtlich nicht befugt, dieſe ihm zugeſtandene Aus⸗ 
übung noch weiter zu übertragen, beziehungsweiſe ſie in Afterpacht 
zu geben. 

Mit dieſen Ausführungen dürfte nun zur Evidenz dargethan 
worden ſein, daß nach öſterreichiſchem Gewerberechte „der Afterpacht 
bei Gewerben nicht zuläſſig ſei“. 


Mͤittheilungen aus der Praxis. 


Zum Begriffe eines Beamten im Sinne des Strafgeſetzes. 
Bei der Heereserganzung verwendeter Civilarztals Subject des Ver⸗ 
brechens der Geſchenkannahme in Amtsſachen. (§ 10% St. G.) 

Der Private Med. Dr. Johann L. war in den Jahren 1870 
bis 1873 den in Wſetin tagenden Stellungscommiſſionen als civilärzt⸗ 
licher Functionär beigegeben. In dieſer Eigenſchaft hat er bei Be⸗ 
urtheilung der körperlichen und geiſtigen Beſchaſfenheit der Stellungs⸗ 
pflichtigen und bei Abgabe des Gutachtens über die Erwerbsfähigkeit 
der in Betracht kommenden männlichen Angehörigen der Reclamirten 
zwar ſein Amt nach Pflicht ausgeübt, aber um es auszuüben, in 
mehreren Fällen Geſchenke angenommen. Deßhalb mit Urtheil des k. k. 
Kreisgerichtes Neutitſchein vom 12. April 1877, Z. 2560, nach 8 104 
St. G. B. des Verbrechens der Geſchenkannahme im Amtsſachen ſchul⸗ 
dig erkannt, überreichte er eine unter Anderem auf Abſ. 10 des 8 281 
St. P. O. geſtützte Nichtigkeitsbeſchwerde, mit welcher ſich der k. k. 
Caſſationshof unter dem Vorſitze des Hofrathes Ritter v. Schubert bei 
der öffentlichen Verhandlung vom 23. November 1877 beſchäftiget hat. 
Hiebei beſtritt der Vertheidiger, Hof⸗ und Gerichtsadvocat Dr. Moriz 
Schneider, daß der Angeklagte als Subject des in Rede ſtehenden Ver⸗ 
brechens gelten könne, da derſelbe für die zugewieſenen Agenden nicht 
insbeſondere verpflichtet, weder Beamter, noch zu einer Entſcheidung 
berufen geweſen ſei. Der § 48 der Inſtruction zum Wehrgeſetze habe 
den Aerzten, welche bei Stellungscommiſſionen verwendet werden, aus⸗ 
drücklich nur eine berathende Stimme zugeſtanden; ſie ſeien auf ärzt⸗ 
liche Unterſuchungen und Begutachtungen beſchränkt und ihr Gutachten 
binde nicht (58 54 und 62 der Inſtr. z. Wehrg.); ihr Dienſt über⸗ 
ſchreite alſo nicht die Grenzen des gewöhnlichen Expertenberufes. Möge 
darum auch das Vorgehen des Angeklagten mit dem Sittengeſetze colli⸗ 
diren — das Strafgeſetz erleide auf dasſelbe keine Anwendung. 
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| In der Gegenausführung bemerkte Generaladvocat Cramer: 
Wird bei Würdigung der Beſchwerde von der im $ 101 St. G. B. 
entwickelten Begriffsbeſtimmung eines Beamten ausgegangen, jo muß 
zugegeben werden, daß die Heeresergäuzung ein Geſchäft der Regierung 
iſt; wie ſich auch im Hinblicke auf S 104 St. G. B. nicht verneinen 
läßt, daß die Amtshandlungen, welche den zur Beſorgung dieſes Ge⸗ 
ſchäftes beſtimmten Stellungscommiſſionen zugewieſen ſind, der Kategorie 
von Entſcheidungen über öffentliche Angelegenheiten angehören. Die hie⸗ 
bei verwendeten Civilärzte u. z. auch jene, welche nur in Stellvertre⸗ 
lung des Bezirks⸗ oder Stadtarztes mitwirken, bezeichnet der § 48, 
8. 2 lit. e der Inſtr. z. Wehrg. ausdrücklich als Mitglieder der Com⸗ 
miſſion, welcher fie nach § 50 dieſer Inſtr. durch Statthaltereiverfügung 
zugetheilt werden. Genau ſo, wie Alinea 2 des 8 101 St. G. B. er⸗ 
heiſcht, iſt es alſo ein öffentliches Mandat, durch deſſen Annahme ſie 
zur Beſorgung von Regierungsgeſchäften verpflichtet werden; und einer 
anderen Verpflichtung für das Amt bedarf es nicht. Allerdings hat der 
Wortlaut der Inſtr. z. Wehrg. Civil⸗ und Militärärzte nur mit be- 
rathender Stimme ausgeſtattet und in einer das untergerichtliche Er⸗ 
kenntniß beſtätigenden Entſcheidung vom 11. October 1854, Z. 7803 
(Nr. 589 der Glaſer'ſchen Sammlung) wurde vom h. oberſten Gerichts⸗ 
hof die Anſicht gebilliget, daß der 8 105 St. G. B. (und daher wohl 
auch der hier vorliegende Fall des $ 104 St. G. B.) einen Beamten 
vorausſetze, welchem die Entſcheidung, in der betreffenden öffent⸗ 
lichen Angelegenheit zuſteht. Es dürfte an dieſem Orte unerörtert 
bleiben, ob die Merkmale der erwähnten Delicte nicht auch in Anſehung 
einer Amtsthätigkeit zutreffen können, welche, wenn ſie auch die Ent⸗ 
ſcheidung ſelbſt nicht unmittelbar in ſich ſchließt, doch einen weſentlichen 
Factor derſelben abgibt. Aber mag auch den Aſſentirungsärzten der 
Form nach ein Entſcheidungsrecht regelmäßig nicht zukommen — im 
Weſen üben ſie es unzweifelhaft aus. An ſich liegt es in der Natur 
der Sache, daß der Laie ſeine Anſchauung dem mit derſelben nicht über⸗ 
einſtimmenden Ausſpruche eines Sachverſtändigen nur zögernd über⸗ 
ordnet. Bei den Geſchäften der Heeresergänzung jedoch kann das Nicht⸗ 
beachten des ärztlichen Gutachtens, wie die 88 159, Z. 6 und 160, 
Z. 5 der Inſtr. z. Wehrg. beweiſen, ſogar von perſönlicher Verant⸗ 
wortlichkeit und Erſatzpflicht begleitet ſein. Unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen endlich tritt das Entſcheidungsrecht der Aerzte auch formell in 
Kraft. So citirt Mayerhofer in ſeinem Handbuche für den politiſchen 
Verwaltungsdienſt (Anmerkung auf Seite 1415 des II. Bandes) einen 
die Z. 4 des § 52 der Inſtr. z. Wehrg. ergänzenden Miniſterialerlaß 
12 20. November 1870, wonach gewiſſe, bei einer früheren Stellung 
vollkommen und dauernd erwerbsunfähig erklärte Angehörige von Recla⸗ 
mirten, dann vom neuerlichen Erſcheinen vor der Stellungscommiſſion 
befreit ſind, wenn von den anweſenden Aerzten und den ſtimmberech⸗ 
tigten Stellungscommiſſionsmitgliedern einſtimmig erklärt wird, daß die 
Erwerbsunfähigkeit für immer conſtatirt iſt. Grundhältig läßt fi 
daher nicht behaupten, daß der erſte Richter das Geſetz unrichtig an⸗ 
gewendet habe. 

Der k. k. oberſte Gerichts⸗ als Cafſationshof fand mit Ent⸗ 
ſcheidung vom 23. November 1877, Z. 7970 die Nichtigkeitsbeſchwerde 
zu verwerfen. Gründe: 

. . . Als Beamter iſt nach 8 101 St. G. derjenige anzuſehen, 
welcher vermöge unmittelbaren oder mittelbaren öffentlichen Auftrages Ge⸗ 
ſchäfte der Regierung zu beſorgen verpflichtet iſt. — Dr. L. und Dr. T. 
wurden von der Regierung daher mittelſt öffentlichen Auftrages als 
Mitglieder der Aſſentirungscommiſſion beſtellt und haben ihre Berufung 
zu dieſem, wenn auch vorübergehenden Amte angenommen, hiemit aber 
zugleich die ihnen in ihrer Stellung als Mitglieder der Aſſenteommiſſion 
nach der Inſtruction zum Wehrgeſetze obliegende Verpflichtung über⸗ 
nommen und waren daher allerdings in ihrem Amte verpflichtet, das⸗ 
ſelbe gewiſſenhaft zu erfüllen. Die Commiſſion hatte über die Stellungs⸗ 
pflicht der Militärpflichtigen, alſo über eine öffentliche Angelegenheit zu 
entſcheiden und wenn auch dem Arzte nach der Inſtruction zum Wehr⸗ 
geſetze keine entſcheidende Stimme zuſteht, ſo bildet doch deſſen Gutachten 
eine weſentliche Grundlage, auf welcher die Entſcheidung der Aſſent⸗ 
commiſſion erfolgt, daher auch der der Aſſentcommiſſion beigegebene 
Civilarzt auf die Entſcheidungen derſelben Einfluß nimmt und bei den⸗ 
ſelben mitwirkt 


Die Verleumdung eines k. k. Gendarmen durch Andichtung der 
Trunkenheit im Dienſte begründet den Thatbeſtand des Ver⸗ 
brechens der Verleumdung ($ 209 St. G.) 


In einem an das k k. 4. Landes⸗Gendarmeriecommando gerichteten 
Schreiben hat Florian H. dem Gendarmerie-Wachtmeiſter Rudolf N. 
zur Laſt gelegt, derſelbe ſei bei einer am 13. November 1875 im 
Gaſthauſe zu Bärn vorgenommenen Dienſtverrichtung berauſcht geweſen. 
Bei der hierüber eingeleiteten Erhebung erwies ſich die Beſchuldigung 
als falſch. Die k. k. Staatsanwaltſchaft belangte daher den Florian 
H. wegen Verbrechens der Verleumdung. Von dieſer Anklage wurde 
derſelbe jedoch im Hinblicke auf Art. IV des Kundmachungspatentes 
zum a. St. G. B., in deſſen Bereiche ſich Trunkenheit höchſtens als 
Uebertretung darſtellt, mit Urtheil des k. k Kreisgerichtes zu Olmütz 
vom 22. Februar 1877, Z. 1060 freigeſprochen. In der Handlung 
des Angeklagten erkannte der Gerichtshof lediglich den Thatbeſtand der 
im § 488 St. G. B. vorgeſehenen Uebertretung gegen die Sicherheit 
der Ehre. 

Bei der öffentlichen Verhandlung des k. k. Caſſationshofes, welche | 
unter dem Vorſitze des Hofrathes Pazelt am 18. October 1877 ſtatt⸗ 
fand, trat Generaladvocat Cramer zu Gunſten der wider das Urtheil 
angebrachten, auf die Abſätze 9 lit. a und 10 des $ 281 St. P. O. 
geſtützten Nichtigkeitsbeſchwerde der k. k. Staatsanwaltſchaft ein und 
führte insbeſondere aus: „In Strafſachen find die im Gendarmerie— 
Verbande ſtehenden Perſonen nach § 10 des Geſetzes vom 26. Februar 
1876, Nr. 19 R. G. Bl. den militäriſchen Geſetzen und Disciplinar⸗ 
vorſchriften unterworfen. Der Gendarme, der ſich im Dienſte berauſcht, 
begeht daher ein Verbrechen (58 230— 234 Mil. St. G. und Erlaß 
des Armee⸗Obercommandos vom 12. December 1856, 3. 3115) und 
wer ihn wegen desſelben fälſchlich angibt oder beſchuldigt, wird unter 
den Vorausſetzungen des § 209 a. St. G. B. des Verbrechens der 
Verleumdung ſchuldig. Der Art. IV des Kundmachungspatentes zum 
a. St. G. B. ſteht dieſer Anſicht nicht im Wege. Aus demſelben zu 
folgern, daß die angedichtete Strafthat im a. St. G. B. als Verbrechen 
vorgeſehen ſein müſſe, würde der Natur des Delietes und dem Geiſte 
des Geſetzes widerſtreben. Die Strafwürdigkeit der Verleumdung ſteht 
in einem beſtimmten Verhältniſſe zu Demjenigen, wider den ſie gerichtet 
iſt, deſſen Rechtsſicherheit fie mit einem Mißbrauche der Strafrechts⸗ 
pflege zunächſt bedroht. (Vgl. $ 210 lit. b des a. St. G. B.) Dieſe 
Strafwürdigkeit kann alſo, ſoll Gerechtigkeit walten, ohne Rückſichtnahme | 
auf die Perſon des Verleumdeten nicht abgegrenzt werden. Es werden 
demnach, wenn der Verleumdete der Militärgerichtsbarkeit unterſteht, 
bei Beſtimmung des juriſtiſchen Charakters der falſchen Anſchuldigung 
auch die Militärgeſetze nicht unbeachtet bleiben können, auf welche ja — 
um beiſpielsweiſe eines zweiten im a. St. G. B. vorkommenden Se 
zu gedenken — ohne Zweifel auch bei Anwendung des $ 214 a. Et. 
G. B. zurückgeſehen werden muß. Der im Art. IV des Kundmachungs⸗ 
patentes zum a. St. G. B. niedergelegte Grundſatz: daß eine Handlung 
(oder Unterlaſſung) nur dann ſoll beſtraft werden können, wenn die 
Strafe geſetzlich angedroht war, ehe die Handlung begangen wurde — 
bleibt dabei vollſtändig gewahrt, da auch das Mil. St G. in geſetzlich 
vorgeſchriebener Weiſe allgemein kundgemacht worden iſt. Ein die Exi⸗ 
ſtenz oder den Sinn des Strafgeſetzes betreffender Irrthum bereitet der 
Strafanwendung kein Hinderniß. Sie iſt gerechtfertigt, ſobald feſtſteht, 
daß der Angeklagte vermöge des dem Menſchen innewohnenden Pllicht⸗ 
und Rechtsbewüßtſeins in feiner Handlung nur überhaupt etwas Un⸗ 
erlaubtes und Strafbares erkannte. In dieſem Sinne haben denn auch 
ſowohl das a. St. G. B. (§ 3) als das Mil. St. G. (8 9) erklärt, 
daß Unkenntniß derſelben nicht entſchuldige“. 

Der k. k. oberſte Gerichts- als Eaſſationshof hat mit Entſcheidung 
vom 18. October 1877, 3. 6154 der Nichtigkeitsbeſchwerde der Staats⸗ 
anwaltſchaft Folge gegeben und den Florian H. des Verbrechens der 
Verleumdung im Sinne des 8 209 St. G. B. ſchuldig erkannt. Gründe: 

Der Gerichtshof motivirt ſeine Anſicht durch die Berufung auf 
den Art. IV des Kundmachungspatentes zum Strafgeſetzbuche vom 
27. Mai 1852, Nr. 117 R. G. Bl.; weil in dieſem Strafgeſetzbuche 
die Trunkenheit nicht als Verbrechen, ſondern höchſtens als Uebertretung 
erklärt wird. Allein der § 209 St. G. enthält die allgemeine Be⸗ 
ſtimmung, daß Jener des Verbrechens der Verleumdung ſich ſchuldig 
mache, der Jemanden eines angedichteten Verbrechens auf die dort 
näher bezeichnete Weiſe beſchuldigt. Nun beſteht neben dem Civilſtraf⸗ 
geſetze auch das Militärſtrafgeſetzbuch vom 15. Jänner 1855, Nr. 19 
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R. G. Bl., welches für die dem Militärverbande angehörigen Perſonen 
die Verbrechen und Vergehen normirt, es iſt allgemein kundgemacht 
und kann ſich nach 8 9 Niemand mit der Unwiſſenheit der Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes entſchuldigen. Wer demnach eine dem Militärgeſetze 
unterſtehende Perſon einer Handlung beſchuldigt, die nach dieſem Geſetze 
ein Verbrechen bildet, verfällt gleichfalls der Beſtimmung des § 209 
St. G., ſobald die ſonſtigen, in dieſem Paragraphen vorkommenden 
Erforderniſſe eintreten. Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß mit 
Rückſicht auf das Geſetz über die Gendarmerie vom 26. Februar 1876, 
Nr. 19 R. G. Bl., die 88 231 — 234 des Militärſtrafgeſetzbuches 
vom 15. Jänner 1855, Nr. 19 R. G. Bl., dann den Erlaß des 
k. k. Militär⸗Obercommando vom 12. December 1856, Nr. 3115 die 
Trunkenheit eines Gendarmen im Dienſte ein Militärverbrechen begründet. 
Da nun der Angeklagte den Gendarmerie-Wachtmeiſter Rudolf N. 
ſälſchlich auf die im §8 209 St. G. B. vorgeſehene Weiſe dieſes Ver⸗ 
brechens beſchuldigte, hat er ſie dadurch des Verbrechens der Verleumdung 
ſchuldig gemacht. 


Verordnungen. 


lleberſichtliche Darſtellung der Grundſätze, welche bei der Einbringung von Ver⸗ 


pflegskoſten für mittelloſe Kranke mit Einſchluß der Irren und Siechen fremden 
Staaten gegenüber maßgebend ſind. 
(Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 21. Jänner 1877, Z. 185/ M. J.) 


Deutſches Reich. 

(Hieher gehören die Königreiche Preußen mit den Reichslanden Elſaß und 
Lothringen; Bayern, Sachſen, Württemberg; die Großherzogthümer Baden, 
Heſſen⸗Darmſtadt, Sachſen⸗Weimar, Mecklenburg⸗Schwerin und Strelitz, Olden⸗ 
burg; die ſächſiſchen Herzogthümer; die Anhalt'ſchen Herzogthümer; das Herzog⸗ 
thum Braunſchweig; die Fürſtenthümer Schwarzburg, Rudolſtadt und Sonders⸗ 
hauſen; die Reuß'ſchen Fürſtenthümer; die Fürſtenthümer Lippe - Detmold, 
Schaumburg⸗Lippe und Waldeck; die Städte Hamburg, Lübeck und Bremen.) 

Allen dieſen das deutſche Reich bildenden Staaten gegenüber iſt die 
öſterreichiſch⸗ungariſche Monarchie durch die Eiſenacher Convention vom 11. Juli 
1853 zur unentgeltlichen Verpflegung mittelloſer, körperlich und geiſtig Kranker 
verpflichtet und ein Regreß nur gegen die Verpflegten ſelbſt, wenn ſie nachträg⸗ 
lich zahlungsfähig erſcheinen, oder deren alimentationspflichtige Angehörige zuläſſig. 

Die diesfällige Correſpondenz wird geführt: 

In den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Maß⸗ 


gabe der Beſtimmungen der Circulare des k. k. Miniſteriums des Innern an 


alle Ländercheßs ddo. 27. Juni 1869, 3. 9824/870 
3. 2772 / M. J. und 18. Juli 1871, 3. 8057. 

In den zur ungariſchen Krone gehörigen Ländern nach Maßgabe der 
Beſtimmungen der an das königl. ung. Miniſterium a latere, an die kgl. croa⸗ 
tiſch⸗ſlavoniſche Landesregierung und an das k. k. General⸗Commando in Agram 
als Grenz⸗Landesverwaltungsbehörde gerichteten Mittheilung des k. und k. Mi⸗ 
niſteriums des Aeußern ddo. 26. Anguſt 1876, Z. 13 220/é v. 

In principiellen Fragen immer durch das k. und k. Miniſterium des 
Aeußern. 


22. Juli 1869, 


Schweizeriſche Eidgenoſſenſchaft. 

(Gleichförmig für alle ſchweizer. Cantone) 

Analoge Beſtimmungen wie dem deutſchen Reiche gelten auch der ſchwei⸗ 
zeriſchen Eidgenoſſenſchaft gegenüber, ſeit 20. Mai 1876, kraft des Art. 7 des 
am 7. December 1875 zur Regelung der Niederlaſſung und anderer adminiſtra⸗ 
tiver Gegenſtände mit der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft geſchloſſenen Staats⸗ 
vertrages, worüber die beiderſeitigen Ratificationsinſtrumente am 22. April 1876 
ausgewechſelt worden ſind. 

Die diesfällige Correſpondenz wird gepflogen : 

In den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach 
Maßgabe der Beſtimmungen der für das deutſche Reich geltenden Circular⸗ 
ſchreiben des k. k. Miniſteriums des Innern. 

In den zur ungariſchen Krone gehörigen Ländern nach dem Inhalte der 
Mittheilung des k. u. k. Miniſteriums des Aeußern an das kgl. ung. Miniſterium 
a latere, die kgl. eroatiſch⸗ſlavoniſche Landesregierung und das k. k. General⸗ 
Commando in Agram ddo. 30. December, Z. Eo. 19.824 / X. 1876. 

In principiellen Fällen wie den deutſchen Staaten gegenüber. 


Königreich Italien. 4 
Die Principien der gegenüber dem deutſchen Reiche geltenden Eiſenacher 
Eonvention finden, ohne daß ein eigener Vertrag geſchloſſen worden wäre, ſeit 


1. Jänner 1861 bei den Verpflegskoſtenerſätzen zwiſchen der öſterr.⸗ung. Monarchie 
und jenen Provinzen des Königreichs Italien Anwendung, welche mit Anfang 
Jänner 1861 einen Beſtandtheil Italiens gebildet haben. 

Den venetianiſchen Provinzen Italiens, dann demjenigen Theile der Pro⸗ 
vinz Mantua gegenüber, welcher erſt im Wiener Friedensvertrage vom 3. Oe⸗ 
tober 1866 abgetreten wurde, iſt dermalen das Princip voller Koſtenver⸗ 
gütung in Kraft. 

Die diesbezügliche Correſpondenz iſt in Fällen von principieller Bedeutung 
immer durch das Miniſterium des Aeußern zu führen. — In allen anderen 
Fällen ſind in der öſterr. Reichshälfte bezüglich der Correſpondenz die bei dem 
deutſchen Reiche erwähnten Circularien des k. k. Miniſteriums des Innern in 
Wirkſamkeit, ferner die Erläſſe des k. k. Miniſteriums des Innern vom 30. Au⸗ 
guſt und 13. September 1876, Z. 10.540 nnd 13.008; dann für die k. k. 
Statthaltereien zu Innsbruck, Trieſt und Zara der Erlaß des k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern ddo. 18. December 1873, Z. 19.607. 

Bezüglich der Länder der ungar. Krone ſind die Beſtimmungen geltend, 
die von dem k. und k. Miniſterium des Aeußern unterm 22. Juli 1876, 
3. 10.709 IV dem kgl. ungar. Miniſterium des Innern, dann dem Miniſterium 
am Allh. Hoflager, der kgl. eroat.⸗lavon. Landesregierung und dem k. k. General⸗ 
commando in Agram als Grenzlandes⸗Verwaltungsbehörde mitgetheilt worden ſind. 


Königreiche Belgien und Dänemark. 


Verpflegskoſten⸗Erſätze werden in dieſen beiden Staaten überhaupt nur 
aus dem allfälligen Vermögen der Verpflegten ſelbſt oder von deren Angehörigen 
zu beanſpruchen fein. Die kgl. dän. Regierung hat überdies in einem ſpeciellen 
Falle auf die Unwahrſcheinlichkeit eines Erfolges von derartigem Einſchreiten 
öſterr.⸗ungariſcherſeits aufmerkſam gemacht. Die Correſpondenz wird in prin⸗ 
eipiellen Fällen ſtets durch das k. und k. Miniſterium des Aeußern gepflogen. 
In allen übrigen Fällen in den im Reichsrathe vertretenen Ländern im Sinne 
der Eirculare des k. k. Miniſteriums des Innern, die bei der Correſpondenz 
mit den deutſchen Staaten Geltung haben. 

In den zur ungar. Krone gehörenden Ländern durch das kgl. ungar. 

- Minifterium am Allerh. Hoflager, die kgl. croat.⸗ſlavon. Landesregierung und 
das k. k. Generalcommando in Agram im Sinne der Mittheilung des k. und k. 
Miniſteriums des Aeußern ddo. 30. December, Z Eo. 19.824/ X. 1876. 


Königreich Holland mit Luxemburg. 

Bezüglich des Großherzogthums Luxemburg liegen in den Acten des k. 
und k. Miniſteriums des Aeußern zwei Fälle vor, wonach die niederländiſche 
Regierung die in einem ungar. und einem ſiebenbürgiſchen Hoſpitale entſtandenen 
Koſten aus Staatsmitteln vergütet hat. Vorkommenden Falls wäre daher für 
Angehörige des Großherzogthums Luxemburg der Koſtenerſatz anzusprechen, even⸗ 
tuell aus Reciprocität zu vergüten. 

Bei der Correſpondenz wegen Koſteneinbringung aus Luxemburg iſt die 
Correſpondenz an die k. und k. Geſandtſchaft im Haag zu richten, u. z. im Sinne 
der Erläſſe des k. k. Miniſteriums des Innern, die bei der Correſpondenz mit 
den deutſchen Staaten Geltung haben; in den zur ungar. Krone gehörenden 
Ländern im Sinne der Mittheilung des k. und k. Miniſteriums des Aeußern 
ddo. 30. December Z. Eo. 19.824/X. 1876, durch das kgl. ungar. Miuiſterium 
am Allerh. Hoflager, die kgl. croat.⸗ſlav. Landesregierung in Agram, das k. k. 
Generalcommando in Agram als Grenzlandes⸗Verwaltungsbehörde. 

Rückſichtlich des Königreiches Holland liegt keine Correſpondenz vor. 

Königreiche Schweden und Norwegen. 

Bezüglich dieſer Königreiche liegt eine Correſpondenz vor, nach welcher 
die Regierungen von Schweden und Norwegen jeden Erſatz von Verpflegskoſten 
ablehnen. Solche Erſätze ſind demnach einzig und allein von den Verpflegten 
oder deren Angehörigen, wenn zahlungsfähig, zu beanſpruchen. 

Die diesbezügliche Correſpondenz wird in gleicher Weiſe wie dem König⸗ 
reiche Holland, Belgien, Dänemark ꝛc. gezenüber gepflogen. 


Kaiſerthum Rußland. 


Rußland erſetzt aus Staatsmitteln die durch die Verpflegung ſeiner 
mittelloſen Angehörigen im Auslande entſtandenen Koſten, wenn die Verpflegung 
in einer Verſorgungs⸗ oder Irrenanſtalt ftattgefunden hat. 

Wenn es ſich um die Verpflegung ruſſiſcher Staatsangehöriger in gewöhn⸗ 
lichen öſterr.⸗ungar. Spitälern handelt, fo beſchränkt ſich die kaiſ. ruſſ. Regierung 
darauf, den freiwilligen Erſatz der betreffenden Koſten ſeitens der Familie 
der Verflegten oder der Zuſtändigkeitsgemeinde zu vermitteln. 

Bei der Correſpondenz find bezüglich der .öfterr. Reichshälfte die Erläſſe 
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In den Ländern der ungar. Krone wird die Correſpondenz im Sinne 
der Mittheilung des k. u. k. Miniſteriums des Aenßern ddo. 26. Auguſt 1876, 
8. 13.220/ V. gepflogen. 

Fragen principieller Bedeutung ſind immer dem Miniſterium des Aeußern 
zur Entſcheidung vorbehalten. 


Frankreich. 

Die franzöſiſche Regierung erſetzt nur die den öſterr.⸗ungar. Spitälern 
erwachſenen Koſten für Verpflegung von Irrſinnigen, Findlingen und 
Unheilbaren. Bei der Einbringung der Auslagen für Verpflegung gewöhn⸗ 
licher Kranker verwendet ſich die franzöſiſche Regierung auf Verlangen in gleicher 
Weiſe, wie das ruſſiſche Gouvernement und iſt auch die Correſpondenz in gleicher 
Weiſe zu pflegen. 

Fürſtenthum Serbien. 


Die Koſten für jede wie immer geartete Verpflegung werden gegenſeitig 
vergütet, ohne daß cin ſpecielles Uebereinkommen diesfalls zu Stande ge- 
kommen wäre. 

Die Correſpondenz iſt in beiden Reichshälſten immer mit dem k. und k. 
Generalconſulate in Belgrad zu führen. 


Großbritannien, Spanien, Portugal, Griechenland, Rumänien, 
Montenegro, Türkei und alle außereuropäiſchen Staaten. 

Gegenüber allen dieſen Staaten und Ländern, welche principiell keine 
Erſatzanſprüche von Verpflegskoſten an uns ſtellen, ſind ſolche auch öſterr.⸗unga⸗ 
riſcherſeits gänzlich, alſo auch ohne Regreß an den Verpflegten oder deſſen An⸗ 
gehörige, fallen zu laſſen. 

Rumänien betreffend, ſo iſt nur in dem Falle, als ein dort anſäßiger 
öſterr.⸗ung. Staatsangehöriger in einem Hoſpitale in Oeſterreich oder Ungarn 
ärztlich behand lt worden wäre, geſtattet, die Vermitklung unſerer Conſular⸗ 
Organe in Rumänien wegen Ecſatzes der Koſten aus dem etwa vorhandenen 
Vermögen des Verpflegten, ohne Dazwiſchenkunft der rumäniſchen Regierung in 
Anſpruch zu nehmen. 8 

Anmerkung. Der Vollſtändigkeit wegen ſei hier noch das europäiſche 
Hoſpital in Alexandrien und das öſterr.⸗ung. Hoſpital in Galatı (Conſtantinopel) 
erwähnt, welche als allgemeine öffentliche Heilanſtalten anerkannt 
worden ſind. 

Die in dieſen Krankenhäuſern durch die Verpflegung mittelloſer öſterr.⸗ 
ungar. Staatsangehbriger erwachſenen Koſten werden von den betreffenden 
Conſularämtern vorſchußweiſe, gegen Refundirung ſeitens der hiezu verpflichteten 
Landescaſſen ex tzt. 

Derarti,e Ausgaben werden auch von den k. u. k. Couſu“arämtern in 
Beirut und Smyrna, dann in Cairo, Port⸗Said und Suez in Egypten vorſchuß⸗ 
weiſe zumeiſt an Privat⸗Hoſpitäler beſtritten und wird ſeitens des k. u. k. Mi⸗ 
niſteriums des Aeußern der Erſatz dieſer Auslagen im Wege der competenten. 
öſterr.⸗ungar. Lmdesbehörden angeſprochen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe und Vorſtande des Fachrech⸗ 
nungsdepartements für unmittelbare Gebühren Moriz Edl. v. Meyer und dem 
Oberfinanzrathe und Vorſtande des Rechnungsdepartements für Creditweſen und 
die Staatsſchuldencaſſe Franz Palfy anläßlich der Penſtonirung derſelben die 
A. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Vorſtands⸗Stellvertret r des 
Fach⸗Rechnungsdepartements für unmittelbare Gebühren im Finanzminiſterium 
Johann Prochaska anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Oberfinanz⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Finanzminiſterium Ferdinand 
Angermeier taxfrei den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes verliehen. 


Erledigungen. 


Rechnungsofficialsſtelle bei der k. k. n. ö. Statthalterei in Wien mit der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 20. Februar. (Amtsbl Nr. 26.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei der nied.⸗öſterr. Statthalterei in der neunten 
Rangsclaſſe, eventuell eine Coneipiſtenſtelle in der zehnten, bis 10. Februar. 
(Amtsbl. Nr. 26.) 

Kanzliſtenſtelle bei der k. k, ſchleſiſchen Landesregierung mit der eilften 
Raugsclaſſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 26.) 

Steueramtscontrolorsſtelle im Bereiche der Finanzdirection für Ober⸗ 
öſterreich in der zehnten Rangsclaſſe, bis Mitte März. (Amtsbl. Nr. 26.) 
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